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An den 
Oberbürgermeister Stefan Schostok 
Trammplatz 2 
30159 Hannover 
  
In den Gleichstellungsausschuss 
In den Ausschuss für Angelegenheiten des Geschäftsbereiches des Oberbürgermeisters 
In den Ausschuss für Haushalt Finanzen und Rechnungsprüfung 
In den Ausschuss für Umweltschutz und Grünflächen 
In den Sozialausschuss 
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss 
In den Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten 
In den Kulturausschuss 
In den Organisations- und Personalausschuss 
In den Verwaltungsausschuss 
In die Ratsversammlung 
An die Stadtbezirksräte 01 - 13 (zur Kenntnis)  
 
 
Änderungsantrag gemäß § 34 der Geschäftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover zur 
Beschlussdrucksache Nr. 1611/2017: 
  

Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum 
 
Antrag zu beschließen: 
 
Die Antragspunkte 1. – 6. werden um folgende Punkte ergänzt bzw. erweitert: 
 
Zu 1.: Sicherheitspartnerschaft 
Um das subjektive Sicherheitsempfinden der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern, raten wir, auch noch 
die Pfadfinder mit in das Bündnis aufzunehmen. Diese Jugendgruppe ist ohnehin “allzeit bereit” und kann 
im Notfall in MacGyver-Manier auch ganz spontan zu Hilfe eilen. Außerdem wirkt ihre Präsenz versichernd. 
Vielleicht kann man sie als auch als Wegbegleiter einsetzen, die unbescholtene Bürger pflichtgetreu durch 
Krisengebiete wie den Raschplatz führen. Die Früherkennung, einer der Grundpfeiler des niedrigschwelligen 
Einschreitens, sollte so weit wie möglich ausgebaut werden, ggf. bis hin zu pränataler Sichtung. 
 
Zu 2.: Einrichtung eines städtischen Ordnungsdienstes – Grenzen überwinden! 
Eine härtere Gangart muss eingeschlagen werden, so viel steht fest. Der Weg zum Panoptismus (aus dem 
Griechischen abgeleitet, “das alles Sehende”) ist weder leicht noch günstig. Wie so etwas aussehen kann, 
hat schon George Orwell in seinem Roman 1984 beschrieben, daran sollte sich die Stadt Hannover 
orientieren und die funktionalsten Mechanismen übernehmen, damit Unruhestifter nicht länger nur von A 
nach B gescheucht werden. Die Vorschläge der CDU aus dem Bezirksrat Mitte (u.a. 24h 
Videoüberwachung) gingen da schon in die richtige Richtung – es fehlt allerdings noch immer an Mut und 
Konsequenz, diese Gedankenspiele auch wirklich durchzuziehen und zu Ende zu bringen. 
Die besten und nicht allzu schwer umzusetzende Ideen Orwells und eigene Ideen der FRAKTION sind: 
 

 „Surveillance Devices“ – Orwell erfand Teleschirme, möglich sind auch schlicht sehr viele Kameras 
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zur dauerhaften Überwachung öffentlicher Plätze. 
 Versteckte Mikrofone zur Kontrolle dessen, was an einschlägigen Orten geplant wird – können 

auch zur Kontrolle von Straßenmusik angewandt werden ( → siehe “Geschmackskommission”). 
 Ergänzend müssen Lautsprecher angebracht werden, die für zweckmäßige Dauerbeschallung 

sorgen, immer dann, wenn die Künstler nicht spielen und wieder bestimmte Menschengruppen 
gesteuert werden müssen. 

 Nicht nur fußläufige Patrouillen rund um die Uhr, sondern auch Hubschrauber sollten zur 
Überwachung eingesetzt werden – insbesondere bei Fällen von Ruhestörung. Außerdem kann man 
so nicht nur öffentliche Plätze ausspähen, sondern auch gleich in Fenster starren. Unruhestifter 
verbergen sich ja auch ab und an – und Vorsicht ist besser als Nachsicht. Um Personal und Benzin 
zu sparen, kann man für die Patrouillen Drohnen einsetzen, gegen Ruhestörung hingegen ist der 
Einsatz von Helikoptern zwingend erforderlich. 

 Zivile Spitzel, unauffällig gekleidet in langem Mantel mit hochgeklapptem Kragen. 
 Facebook und Instagram Anbindung: Wer checkt wo ein? Wie oft? Mit wem? 

 
Um all diese Tätigkeiten zu erfüllen, braucht es deutlich mehr Personal als bisher vorgeschlagen. Diese 
“Sondereinheit Stadtsicherheit” (eine schmissige Abkürzung des Namens gilt es noch zu überlegen), muss 
immerhin nicht nur patrouillieren und dabei Musiker, Trinker, Landstreicher und andere Unruhestifter 
kontrollieren, sondern auch Überwachen, Abhören, 24/7 online und zusätzlich noch Undercover-
einsatzbereit sein, wenn es beispielsweise darum geht, Bettelbanden zu infiltrieren, um diese 
Organisationen von innen heraus zu zerschlagen.  
 
Zu 3.: Bettelbanden bekämpfen 
Organisiertes Verbrechen schreckt auch nicht davor zurück, sich den Mantel vermeintlichen Elends 
überzustreifen. Wölfe im Schafspelz bedrängen zunehmend die Bürger in der Innenstadt Hannovers durch 
ihr offensives Betteln. Sind die stillen in einer Ecke sitzenden Bettler weitgehend als “Erscheinungsform 
öffentlichen Zusammenlebens” hinzunehmen, so ist diese neue Art von Täuschung, Verfolgung und 
Bedrängnis nicht länger zu dulden.  Bandenmäßig organisiertes Betteln stellt eine „unerlaubte Nutzung des 
öffentlichen Straßenraums zu erwerbswirtschaftlichen Zwecken dar“, daher sollten die Bettler auch 
steuerrechtlich belangt werden können. Zudem werden Bettelzonen eingeführt. Bei wiederholtem Verstoß 
gegen Bettelvorschriften (Kinderarbeit, aggressives Ansprechen von Passanten, Nicht-Bedeckung von 
verstümmelten Gliedmaßen, zu offensichtliches Elend) werden Bettler in weniger ansprechende Stadtteile 
geschickt, wodurch sich ihr Stundenlohn verringert. 
Speziell beim unerlaubten Bettel-Arbeitseinsatz von Kindern muss den verantwortlichen Eltern ein hohes 
Ordnungsgeld auferlegt werden, damit der Schulbesuch gesichert ist und die Kinder nicht mehr auf die 
Straße geschickt werden. 
 
Zu 4.: Straßenmusik als Wohltat und Waffe 
Als UNESCO City of Music kann man Musik nicht länger willkürlich an jeder Straßenecke erlauben – Ordnung 
muss her und nicht nur strukturell, nein, auch die Qualität der musikalischen Beschallung in der Innenstadt 
muss verbessert werden. Es ist nicht länger hinzunehmen, dass zweitklassige Songpoeten überspielte 
Lovesongs schluchzen und ganze Familien atonale Symphonien durch die Gegend grölen. 
Die Standortvorschläge aus der dem “Konzept für Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum” können 
deshalb nur der erste Schritt zu einer besseren City of Music sein. Neben Personal, das die zugewiesenen 
Zeiten und die damit verbundene Spieldauer eines jeden Künstlers an den jeweiligen Standorten 
kontrollieren muss, sollte zusätzlich vom Kulturausschuss eine Geschmackskommission 
zusammengestellt werden, die in regelmäßigen Abständen Castings abhält, um zu entscheiden, welche 
Straßenmusiker wo auftreten dürfen. Nur so kann gewährleistet werden, dass die Qualität der 
musikalischen Beiträge angemessen ist – zur Primetime an den heißesten Ecken darf schließlich nicht 
einfach irgendjemand spielen. 
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Eine stärkere Steuerung der musikalischen Beschallung kann – wie bereits getestet wurde – auch dazu 
beitragen, die Gruppen, die sich an diesen Plätzen zum Zuhören versammeln, zu beeinflussen: Laut eines 
Artikels in der HAZ sei klassische Musik beispielsweise wirksames Mittel gegen unliebsame Obdachlose. 
Trinker hingegen fühlen sich von aufstrebenden, jungen Indie-Bands gut unterhalten und keineswegs wie 
erhofft abgeschreckt. Und je nach Alkoholpegel führt die Musik von Helene Fischer von höchst 
aggressivem Verhalten bis hin zu glücklich-seligen Umarmungen. Es erfordert noch tiefer gehende 
Beobachtung und Erforschung dieser Phänomene, aber die Wechselwirkung von Masse und Musik und das 
daraus resultierende Potential zur Steuerung der Sicherheit des öffentlichen Raumes darf nicht ungenutzt 
bleiben. 
 
Zu 5.: Projekt “Raschplatz”, oder: Problemgruppen neu ordnen 
Der Raschplatz muss als das gesehen werden, was er ist: Ein hochexplosives Krisengebiet, in dem sich 
Randgruppen aller Arten versammeln. Um eine Vermischung dieser vermeintlich untereinander 
konkurrierenden Menschen zu vermeiden, ist es angebracht, das Projekt “Raschplatz” noch einmal zu 
überdenken und damit zu beginnen, bestimmte Gebiete für bestimmte Aktivitäten auszuweisen. So weiß 
jeder immer genau, wo er wann zu stehen hat und aus Verwirrung bzw. versehentlicher Vermischung 
vorurteilsbehafteter Kulturen resultierende Gewalt kann proaktiv unterbunden werden. Eine Karte, die die 
Grenzen der jeweiligen Standorte markiert, kann dann direkt an Bürgerinnen und Bürger ausgegeben 
werden – natürlich wird auch ein sicherer Weg durch das Gefahrenlabyrinth hindurch vorher eingezeichnet. 
Zu überlegen ist die strategische Platzierung folgender Bereiche: Trinker-Treffs, Straßenstrich-Strecken, 
Heroin-Herbergen und ranzige Punk-Passagen. 
Auf diese Art und Weise kann das subjektive Sicherheitsgefühl gesteigert werden, ganz ohne die 
tatsächliche Ist-Situation verändern zu müssen oder gar strukturelle Lösungsansätze zu bieten. 
 
Zu 6.: Beteiligungsprozess 
Der Bürger fühlt sich bedroht, und wer fühlt hat Recht. Daher ist es wichtig, den Bürger in das neue 
Sicherheitskonzept mit einzubeziehen und ihm zu zeigen, dass die Stadt nicht untätig herumsitzt, während 
der Bürger sich fürchtet, auch wenn er gar nicht weiß wovor. 
Da der Stadt und der Verwaltung hierfür die Kapazitäten fehlen, sollen die Stadtbezirksräte den Dialog mit 
den Bürgern suchen, Probleme aufnehmen und erörtern und ihre Empfehlungen an den Rat weiterleiten. 
Dort wird dann entschieden, ob die geschilderten Probleme angehungswürdig sind oder Mumpitz, den man 
wie üblich zur Kenntnis nimmt. 
 
 
 
Begründung: 
Das als Drucksache 1611/2017 vorgelegte “Konzept für Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum” ist 
als solches nicht ausreichend, um das vermeintlich subjektive Sicherheitsempfinden der Bürger und 
Bürgerinnen der Stadt Hannover angemessen aufzuwerten. Die FRAKTION empfiehlt dem Rat deshalb die 
oben genannten Ergänzungen des Antrags vorzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Julian Klippert         30.08.2017 
Fraktionsvorsitzender 


